
Geltung des UN-Kaufrechts im grenzüberschreitenden
Warenverkehr

Klarstellung des BGH zur „automatischen“ Anwendbarkeit des UN-Kaufrechts

Von Rechtsanwalt Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Ahlers & Vogel Rechtsanwälte PartG mbB, Bremen

Der BGH hat in einer neueren Entscheidung klargestellt, dass das UN-Kaufrecht (Wiener Übereinkommen der
Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf, kurz: „CISG“) als Spezialgesetz vorran-
gig im grenzüberschreitenden Warenverkehr anwendbar ist, wenn es von den Vertragsparteien nicht ausdrücklich
ausgeschlossen wurde. Wenn im Auslandsgeschäft also „deutsches Recht“ gilt, bedeutet dies auch die automa-
tische Anwendbarkeit des CISG.

Sachverhalt

Der Entscheidung lag folgender Sachver-
halt zugrunde. Die Klägerin stellt Kartof-
felchips her. Sie beauftragte die Schuld-
nerin, ein niederländisches Maschinen-
bauunternehmen, mit der Konzipierung,
Lieferung und Montage einer vollständi-
gen neuen Produktionslinie sowie mit
der Lieferung und Montage von Teilen
für die Erweiterung einer bereits beste-
henden Produktionslinie in ihrem Werk
in O. gegen Zahlung von insgesamt
5,9 Mio. DM. Vertragsinhalt sind „Garan-
tiebedingungen“, mit denen die Schuld-
nerin „Garantiewerte bestätigte“. Die
Schuldnerin lieferte die Anlagenteile an
das Werk der Klägerin in O., wo sie mon-
tiert wurden. Nach der Montage rügte die
Klägerin verschiedene Mängel der Liefe-
rung sowie der Produktqualität. Darüber
hinaus beanstandete sie die Nichteinhal-
tung der Vertragsgarantien und forderte
die Schuldnerin unter Verweigerung der
Abnahme auf, die Mängel der Anlage zu
beseitigen. Nachdem die Schuldnerin
selbst nach Nachfristsetzung immer noch
keine Nachbesserungsarbeiten ausgeführt
hatte, machte die Klägerin Schadens-
ersatz wegen Nichterfüllung geltend.

Neben anderen Verfahrensinhalten (insol-
venzrechtlicher und anlagentechnischer
Art) ging es in dieser Entscheidung
auch um die Frage der Anwendbarkeit
des UN-Kaufrechts (CISG) hinsichtlich
der Obliegenheit zur Mängelanzeige bin-
nen einer angemessener Frist. Das Beru-
fungsgericht dieses Verfahrens, das OLG
Naumburg, hatte hierzu angenommen,
dass die streitenden Parteien überein-
stimmend von der Anwendbarkeit des
deutschen Rechts, vornehmlich also des
BGB und des HGB, ausgingen, so dass
in der Folge die Frage der Anwendbarkeit
des CISG nicht weiter geprüft wurde.

Diese Nichtbeachtung des CISG rügte
der BGH in seiner Entscheidung, da das
CISG als Spezialgesetz gegenüber dem
deutschen Kauf- und Handelsrecht nicht
missachtet werden dürfe und daher seine
Anwendbarkeit immer grundsätzlich ge-
prüft werden müsse, wenn es nicht aus-
drücklich ausgeschlossen wurde.

Die Entscheidung

Der zwischen der Klägerin und der
Schuldnerin geschlossene Vertrag ist als
Werkvertrag zu qualifizieren, der Arbei-
ten bei Bauwerken zum Gegenstand hat.
Der Klägerin oblag es deshalb nicht, Män-
gel unverzüglich zu rügen. Zudem verjäh-
ren Ansprüche der Klägerin auf Scha-
densersatz wegen Mängeln in fünf Jahren.

Rügepflicht

Die Klägerin war weder nach Art. 39
Abs. 1 des Wiener Übereinkommens der
Vereinten Nationen über Verträge über
den internationalen Warenverkauf (CISG)
noch nach § 377 Abs. 1, § 381 Abs. 2
HGB a.F. gehalten, Mängel in angemes-
sener Frist oder unverzüglich zu rügen.
Im Ansatz zutreffend gehe das Berufungs-
gericht zwar davon aus, dass auf die
schuldvertraglichen Beziehungen der Par-
teien deutsches Recht Anwendung findet
(Art. 27 EGBGB a.F.). Die Verweisung
auf deutsches Recht führt jedoch – was
das Berufungsgericht nicht beachtet hat
– grundsätzlich zur Anwendung des
CISG, das als Bestandteil des deutschen
Rechts und Spezialgesetz für den inter-
nationalen Warenkauf dem unvereinheit-
lichten deutschen Schuldrecht vorgeht.
Die Vertragsparteien haben also nicht,
wovon das Berufungsgericht ausgegan-
gen sein könnte, die Anwendung des
UN-Kaufrechts nach Art. 6 CISG allein
dadurch (konkludent) ausgeschlossen,
dass sie deutsches Recht wählten und auf

der Grundlage der Regelungen des BGB
und des HGB verhandelten. Es bedarf
vielmehr über die Rechtswahl hinaus-
gehender Anhaltspunkte, um auf einen
die Anwendbarkeit des UN-Kaufrechts
ausschließenden Willen der Parteien zu
schließen. Eine übereinstimmend ge-
äußerte irrige Auffassung über das anzu-
wendende Recht reicht dafür nicht aus.

Umstände, die für einen das CISG aus-
schließenden Willen der Klägerin und
der Schuldnerin sprechen könnten, hat
das Berufungsgericht bisher nicht fest-
gestellt. Hierzu bedarf es auch keiner
weiteren Aufklärung, da im vorliegen-
den Fall weder aus dem CISG noch aus
dem HGB eine Rügeobliegenheit der
Klägerin hergeleitet werden kann.

Nach Art. 39 Abs. 1 CISG verliert der
Käufer das Recht, sich auf eine Vertrags-
widrigkeit der Ware zu berufen, wenn er
sie dem Verkäufer nicht innerhalb einer
angemessenen Frist nach dem Zeitpunkt,
in dem er sie festgestellt hat oder hätte
feststellen müssen, anzeigt und dabei
die Art der Vertragswidrigkeit genau be-
zeichnet.

• Diese Regelung findet auf Kaufver-
träge über Waren Anwendung (Art. 1
Abs. 1 Satz 1 CISG) und auf die in
Art. 3 CISG genannten Verträge.
Nach Art. 3 Abs. 1 CISG stehen den
Kaufverträgen Verträge über die Lie-
ferung herzustellender oder zu erzeu-
gender Waren gleich, es sei denn,
dass der Besteller einen wesentlichen
Teil der für die Herstellung oder Er-
zeugung notwendigen Stoffe selbst
zu liefern hat. Unter dieser Voraus-
setzung sind Werklieferungsverträge
vom sachlichen Anwendungsbereich
des CISG umfasst.

• Unanwendbar ist dagegen das CISG
nach dessen Art. 3 Abs. 2 auf Verträ-
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ge, bei denen der überwiegende Teil
der Pflichten der Partei, die die Ware
liefert, in der Ausführung von Arbei-
ten oder anderen Dienstleistungen
besteht. Ein „Überwiegen“ ist immer
anzunehmen, wenn der Wert der „Ar-
beiten und anderen Dienstleistungen“
den Wert der herzustellenden und zu
liefernden Ware (deutlich) übersteigt.
Zusätzlich ist der Wille der Vertrags-
parteien und sind ihre Interessen von
wesentlicher Bedeutung. Stehen aus
der für den Lieferanten erkennbaren
Sicht des Erwerbers die „Arbeiten
und anderen Dienstleistungen“ im
Mittelpunkt, ist es nicht erforderlich,
dass der Wert dieser Arbeiten den
Wert der Ware erreicht. Entscheidend
ist, dass nach dem Vertragsinhalt die
Beschaffung von Material zur Ver-
wirklichung des Hauptzwecks nur
nebenbei geschuldet wird, was bei
Anlagelieferverträgen häufig gege-
ben sein dürfte.

Abgrenzung zum Werkvertrag

Diese Voraussetzungen für die Annahme
eines „Überwiegens“ liegen vor. Aus den
von der Klägerin und der Schuldnerin
vereinbarten „Garantiebedingungen“ folgt,
dass der Vertrag nicht auf einen Waren-
austausch gerichtet war. Denn die bloße
Lieferung der einzelnen Elemente zur
Herstellung bzw. Erweiterung der Pro-
duktionslinie waren für die Klägerin un-
interessant. Wesentlich war die Herstel-
lung einer Gesamtanlage, die die in den
Garantiebedingungen formulierten Anfor-
derungen im Sinne eines funktionstaug-
lichen Werks genügte. Dem entspricht
es, dass die Klägerin und die Schuldne-
rin im Rahmen der „Zahlungsbedingun-
gen“ das Recht der Klägerin vereinbar-
ten, bei Nichterfüllung von „Haupt-
garantiebedingungen“ die Gesamtanlage
zurückzugeben.

Nach § 377 Abs. 1 HGB hat der Käufer,
wenn der Kauf für beide Teile ein Han-
delsgeschäft ist, die Ware unverzüglich
nach der Ablieferung durch den Verkäu-
fer, soweit dies nach ordnungsgemäßen
Geschäftsgange tunlich ist, zu unter-
suchen und, wenn sich ein Mangel zeigt,
dem Verkäufer unverzüglich Anzeige zu
machen. Auf Werkverträge findet § 377
Abs. 1 HGB dagegen keine Anwendung.
Hier haben die Klägerin und die Schuld-
nerin, wie bereits zu Art. 3 CISG ausge-
führt, einen Werkvertrag geschlossen, der
keine Rügeobliegenheiten nach § 377
Abs. 1, § 381 Abs. 2 HGB a.F. begründet.

Anmerkungen

Im grenzüberschreitenden Warenverkehr
Tätige gehen bei Vereinbarung des
„deutschen Rechts“ häufig davon aus,
dass damit die bekannten Kaufrechtsnor-
men des BGB zur Anwendung gelangen.
Sie übersehen dabei oft, dass das CISG
als Spezialgesetz für den internationalen
Warenverkehr grundsätzlich vorrangig
anwendbar ist, sofern es nicht ausdrück-
lich ausgeschlossen wurde.

Dieses Prinzip hat der BGH in seiner hier
behandelten Entscheidung klargestellt.
Das CISG regelt das Gewährleistungs-
recht detaillierter als das deutsche Schuld-
recht, und es enthält einen einheitlichen
Begriff der Vertragsverletzung, die – an-
ders als das deutsche BGB es normiert –
nicht von einem Verschulden des Ver-
käufers abhängig ist. Daher wird das
CISG häufig auch als eher käuferfreund-
lich bezeichnet.

Soll das CISG im grenzüberschreitenden
Warenverkehr ausgeschlossen werden,

• gelingt dies jedenfalls nicht dadurch,
dass die Vertragsparteien schlicht ver-
einbaren: „Es gilt deutsches Recht“.
Das CISG ist ja gerade (auch) Be-
standteil des nationalen deutschen
Rechts, da Deutschland die UN-Kon-
vention (das oben genannte Wiener
Übereinkommen) am 21.12.1989 ra-
tifiziert und mit Wirkung ab 1.1.1991
in nationales Gesetzesrecht übernom-
men hat.

• Nehmen die Vertragsparteien in ih-
ren Vertragsverhandlungen lediglich
„Bezug auf die Geltung von BGB
und HGB“, genügt dies ebenfalls
noch nicht, um daraus auf einen aus-
drücklichen Ausschluss des CISG zu
folgern.

• Selbst, wenn die Vertragsparteien
übereinstimmend davon ausgehen,
dass „nur deutsche Gesetzesregelun-
gen anwendbar“ sein sollen, ist damit
das CISG nicht eindeutig ausge-
schlossen.

• Auch wenn eine Vertragspartei nicht
in einem Vertragsstaat des CISG an-
sässig ist, kann das CISG zur Anwen-
dung gelangen, wie sich aus Art. 1
Abs. 1b CISG ergibt.

Wie sich aus der BGH-Entscheidung er-
gibt, liegen die Hürden für einen konklu-
denten Ausschluss des CISG hoch. Soll
das CISG also wirksam ausgeschlossen

werden, muss dies ausdrücklich verein-
bart werden; dies ist auch durch eine ent-
sprechende Klausel in zur Anwendung
gelangender AGB möglich.

Quelle und weiterführender Hinweis:

Urteil des BGH vom 7.12.2017, VII ZR
101/14
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